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Aktualisierte Sachstandsdarstellung des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 

für die Sitzung des Ausschusses für Haushaltskontrolle am 17.03.2026 

 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,  

 

für die Sitzung des Ausschusses für Haushaltskontrolle am 17.03.2026 erhalten Sie 

eine aktualisierte Sachstandsdarstellung zu 

 

 Beitrag 16:  Ein (Hochschul-)Rat für alle Fälle? 

 

aus dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen  

(Vorlage 18/4088).  

 

Ich möchte Sie bitten, diese Entscheidung des Großen Kollegiums an die Mitglieder 

des Ausschusses für Haushaltskontrolle weiterzuleiten.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

In Vertretung 

 

 

 

Michael Kisseler  

 

Anlage 
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LANDTAG 
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Landesrechnungshof 
Nordrhein-Westfalen 



 

  

Aktualisierte Sachstandsdarstellung zu Beitrag 16 des 

Jahresberichts 2025, S. 159 ff. 

Ein (Hochschul-)Rat für alle Fälle? 

Sachbearbeitendes Mitglied: Direktor beim LRH Dr. Lascho 

 

Der Landesrechnungshof (LRH) hat die Tätigkeit der Hochschulräte geprüft. Er hat dabei 

die Einhaltung rechtlicher Bestimmungen und die Frage von Optimierungsmöglichkeiten 

bei der Aufgabenerfüllung untersucht. In mehreren Fällen hat er die Nichteinhaltung recht-

licher Vorgaben beanstandet und moniert, dass Hochschulräte Aufgaben nicht oder nur 

unzureichend erfüllt hatten. Darüber hinaus hat die Prüfung in verschiedenen Bereichen 

Hinweise darauf ergeben, wie die Hochschulräte ihre Tätigkeit unter Rückgriff auf die Praxis 

anderer Hochschulräte optimieren könnten. Schließlich hat der LRH aus seinen Feststellun-

gen Vorschläge für Änderungen der gesetzlichen Regelungen abgeleitet. Im Jahresbericht 

sind hierzu die bis März 2025 eingegangenen Stellungnahmen von vier Hochschulräten 

dargestellt sowie die entsprechenden Folgeentscheidungen des LRH aus dem Mai 2025. 

In der Folge haben die vier genannten Hochschulräte nochmals Stellung genommen. Zu-

dem haben das Ministerium für Kultur und Wissenschaft (MKW) im Juni 2025 und die zwei 

weiteren von der Prüfung umfassten Hochschulräte im April und Juli 2025 erstmals Stel-

lung genommen. Zu allen diesen Stellungnahmen sind im Februar 2026 weitere Folgeent-

scheidungen des LRH ergangen. Im Einzelnen: 

Beachtung rechtlicher Vorgaben 

Der LRH monierte, dass Hochschulräte in einigen Fällen die ihnen gemäß § 21 Hochschul-

gesetz obliegende Aufgaben nicht erfüllt hatten. 

Die geprüften Hochschulräte räumten die festgestellten Mängel weitgehend ein und sag-

ten Abhilfe zu. Der LRH hat die Zusagen begrüßt. Im Übrigen hat er die Hochschulräte 

nochmals auf die rechtlichen Vorgaben hingewiesen und in Einzelfällen um ergänzende 

Stellungnahme gebeten. 
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Untergremium zu Finanzangelegenheiten 

Der LRH stellte fest, dass drei Hochschulräte ein Untergremium zu Finanzangelegenheiten 

eingerichtet hatten (UzF) mit der ausschließlichen Funktion der Beratung des Hochschul-

rats. 

Der LRH sah grundsätzliche Vorteile in der Bildung eines UzF: Die intensiven Vorberatun-

gen im UzF dienten der Entlastung des Hochschulrats. Die institutionelle Bündelung der 

besonderen Expertise von Hochschulratsmitgliedern zu finanziellen Angelegenheiten stärk-

te die Arbeit des Hochschulrats in Tiefe und Breite. Zugleich erhielt der Hochschulrat zu-

sätzliche Impulse bei der proaktiven Aufsicht über die Wirtschaftsführung des Rektorats 

und bei dessen Beratung. 

Der LRH kam zu dem Ergebnis, dass die Einrichtung eines UzF für Hochschulrat und Hoch-

schule großen Nutzen bringen kann. Er regte daher an, die Einrichtung eines UzF an den 

Hochschulen zu prüfen, an denen noch keines eingerichtet ist. Bei den drei Hochschulrä-

ten, die bereits ein UzF eingerichtet hatten, vermisste der LRH allerdings ausreichende Re-

gelungen dieser Hochschulräte für das jeweilige UzF. Er wies zudem darauf hin, dass das 

ausschließlich mit der Funktion der Beratung des Hochschulrats eingerichtete UzF keines-

falls anstelle des Hochschulrats dessen Aufgaben wahrnehmen darf. 

Ein Hochschulrat hat mitgeteilt, nunmehr ein UzF eingerichtet zu haben. Dies hat der LRH 

begrüßt. Im Übrigen haben die betroffenen Hochschulräte zugesagt, für ausreichende Re-

gelungen für ihre UzF Sorge zu tragen. Aufgrund der vorgenannten Zusagen hat der LRH 

die diesbezüglichen Prüfungsmitteilungen (PM) diesen Hochschulräten gegenüber für er-

ledigt erklärt. 

Anpassung der rechtlichen Grundlagen 

Der LRH stellte fest, dass sich die Hochschulratsvorsitzenden aller Universitäten 2015 auf 

„Grundsätze einer guten Hochschulführung“ verständigt hatten. Der LRH wies auf die 

mangelnde Verbindlichkeit dieser Grundsätze hin. Er entnahm diesen jedoch Anhaltspunk-

te für Regelungsbedarfe, u. a. im Hinblick auf die Zusammenarbeit zwischen Ministerium 

und Hochschulrat sowie bei dem Themenkomplex „Interessenkonflikte/Befangenheit“. Zu-

dem hielt er eine Präzisierung der gesetzlichen Regelungen zu Beanstandungen des Hoch-

schulrats im Rahmen der Beaufsichtigung des Rektorats für geboten. Schließlich regte der 

LRH an, Regelungen zur Einrichtung und Ausgestaltung eines UzF sowie zur Abgrenzung 

von Gremien und Untergremien zu treffen. 

Nach Auffassung des LRH ergaben sich auch aus den im Unternehmensbereich geltenden 

Kodizes Anhaltspunkte für Regelungsbedarfe im Hochschulbereich. Hierzu benannte der 

LRH die Sicherstellung der unverzüglichen Information des Hochschulrats über wichtige 

Ereignisse und die Möglichkeit von Sitzungen des Hochschulrats in Abwesenheit des Rek-

torats. Zudem könnten Regelungen bezüglich der Zusammenarbeit des Hochschulrats mit 

der Abschlussprüferin oder dem Abschlussprüfer erwogen werden. 
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In seinem Schreiben vom 23.06.2025 teilte das MKW mit, es begrüße die Anregung des 

LRH zur Weiterentwicklung des Governance Kodex und in diesem Zusammenhang im Be-

sonderen, dass „weiterhin Regelungen zur Zusammenarbeit zwischen Ministerium und 

Hochschulräten getroffen bzw. die aktuellen Regelungen angepasst werden“. Das MKW 

führte weiter aus, auch im Hinblick auf eine einheitliche Anwendung oder eine Veranke-

rung in den Geschäftsordnungen nehme es diesen Hinweis auf und werde mit den vorsit-

zenden Personen der Hochschulräte in den Austausch treten. Zur Einrichtung eines UzF 

vertrat das MKW die Auffassung, dies sollte im Rahmen der individuellen Bedarfe vom je-

weiligen Hochschulrat entschieden werden können und nicht von festgesetzten Regelun-

gen hierzu geprägt sein. Das MKW erklärte, es werde mit den Hochschulräten die beste-

henden rechtlichen Möglichkeiten besprechen und anregen, gegebenenfalls ein UzF zu 

bilden. 

In seiner Folgeentscheidung gegenüber dem MKW hat der LRH nochmals die Unverbind-

lichkeit der Grundsätze hervorgehoben. Ein Verstoß gegen die Grundsätze bleibt ohne 

Konsequenzen. Auch die Rechtsaufsicht des MKW greift nicht. Der LRH hat daher die Er-

wartung geäußert, dass sich das MKW mit den vom LRH in den PM in vielfältiger Weise in 

den Blick genommenen Möglichkeiten zur Optimierung der Voraussetzungen für die Arbeit 

der Hochschulräte durch verbindliche Regelungen näher auseinandersetzt. Zu der Proble-

matik von Interessenkonflikten hat der LRH darauf hingewiesen, dass seine Feststellungen 

Anlass geben, darüber nachzudenken, welche verbindliche Regelungen die Hochschulräte 

im Umgang mit potentiellen Interessenkonflikten stärken könnten. 

Der LRH hat ferner die Absicht des MKW begrüßt, die Frage der Einrichtung von UzF ge-

genüber den Hochschulräten zu thematisieren. Gleichwohl hat er an seiner Anregung fest-

gehalten, die Einrichtung eines UzF gesetzlich vorzuschreiben. Vor dem Hintergrund, dass 

das MKW seine diesbezügliche Einschätzung nicht teilt, hat der LRH es allerdings nicht für 

zielführend gehalten, die entsprechende Diskussion mit dem MKW fortzusetzen. 

Der LRH hat das MKW schließlich gebeten, sich im Hinblick auf die in Rede stehenden As-

pekte zu der Notwendigkeit verbindlicher Regelungen nochmals zu äußern und gegebe-

nenfalls zu prüfen, inwieweit entsprechende Maßnahmen durch das MKW veranlasst wer-

den können oder ob ein entsprechendes Gesetzgebungsverfahren initiiert werden kann. 

Ferner hat der LRH das MKW gebeten, über seinen Austausch mit den Hochschulräten zum 

Thema der Einrichtung von UzF zu berichten. 

Weiterer Reformbedarf? 

Der LRH sah – und sieht – die Herausforderung für die Mitglieder des Hochschulrats, die 

festgestellten Optimierungsmöglichkeiten bei der Wahrnehmung ihrer Aufsicht – speziell 

über die Wirtschaftsführung des Rektorats – und anderer Aufgaben zusätzlich abzudecken. 

Er wies auf mögliche gesetzgeberische Maßnahmen zur Entlastung des Hochschulrats hin, 

bspw. durch eine Reduzierung seiner Aufgaben und/oder durch eine Verlagerung von Auf-

gaben auf andere Akteure. Zudem sollten Möglichkeiten einer Unterstützung des Hoch-
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schulrats durch das Ministerium im Falle außergewöhnlicher und den Hochschulrat in be-

sonderer Weise belastender Situationen verstärkt in den Blick genommen werden. 

Im Ergebnis sah der LRH bei den Hochschulräten eine Belastungssituation gegeben, über 

die aus Fürsorge für die gedeihliche Entwicklung der Hochschulen, aber auch für die Mit-

glieder der Hochschulräte nachgedacht werden sollte. Daraus resultierte die Empfehlung 

des LRH an die Hochschulen, das Ministerium und den Gesetzgeber, Überlegungen zur 

Reformierung des gegenwärtigen Konstrukts anzustellen. 

Das MKW hat in seiner Stellungnahme vom 23.06.2025 erklärt, das Organ des Hochschul-

rats habe sich als Bestandteil der Ausprägung der Hochschulautonomie bewährt. Ein-

schneidende Änderungen – wie eine Verlagerung von Aufgaben an das MKW – seien nicht 

erforderlich. Sofern die Arbeit der Hochschulräte durch weitere Vorgaben reguliert werde 

(etwa durch ein verpflichtendes UzF), verbleibe weniger Zeit für die bereits vorhandenen 

Tätigkeitsfelder. Das MKW hat ferner auf unterschiedliche Formen des Dialogs mit den 

Hochschulräten verwiesen. Eine zusätzliche Formalisierung erscheine daher nicht ange-

zeigt. Es nehme aber die Anregung des LRH auf, „gemeinsam mit den vorsitzenden Perso-

nen der Hochschulräte weitere Optionen zu Unterstützungsmöglichkeiten aus den Hoch-

schulen zu prüfen“. 

In seiner Folgeentscheidung gegenüber dem MKW hat der LRH angemerkt, dass auch sei-

ne Vorschläge nicht auf eine Abkehr von dem Modell des Hochschulrats als zentrales Or-

gan der Hochschule, sondern auf dessen Bewahrung und Stärkung abzielten. Weiter hat 

der LRH begrüßt, dass das MKW weitere Optionen zu Unterstützungsmöglichkeiten aus 

den Hochschulen prüfen will. Aus Sicht des LRH sollten insoweit aber nicht nur die Mög-

lichkeiten innerhalb des bestehenden rechtlichen Rahmens, sondern auch Optionen einer 

Erweiterung dieses Rahmen zur Stärkung der Hochschulräte geprüft werden. Darüber hin-

aus sollten nach Auffassung des LRH auch Möglichkeiten der Unterstützung des Hoch-

schulrats durch das Ministerium geprüft werden. 

Der LRH hat ferner darauf verwiesen, dass er in einigen Fällen Optimierungsbedarf im Hin-

blick auf eine unzulängliche Aufgabenwahrnehmung festgestellt hatte. Auf die Notwendig-

keit proaktiver Herangehensweisen, die er bei einzelnen Hochschulräten auch vorgefunden 

habe, hat er ebenfalls hingewiesen. Eine Optimierung der Arbeit des Hochschulrats im Hin-

blick auf die vielfältigen vom LRH im Einzelnen aufgezeigten Aspekte führt im Ergebnis 

zwar tendenziell zu einer Erhöhung der zeitlichen Belastung der ehrenamtlichen Mitglieder 

des Hochschulrats. Angesichts der Stellung des Hochschulrats als Organ der Hochschule 

mit für die autonome Hochschule zentralen Aufgaben ist eine Optimierung der Hochschul-

ratstätigkeit für die gedeihliche Entwicklung der Hochschule aber unabdingbar. Dement-

sprechend stellt sich die Frage, wie die optimale Aufgabenerfüllung des Hochschulrats mit 

den begrenzten zeitlichen Ressourcen seiner Mitglieder in Übereinstimmung gebracht 

werden kann. Erforderlichenfalls sollte die Frage einer mit der Position des Hochschulrats 

zu vereinbarenden Entlastung seiner Mitglieder – auch durch eine Verlagerung von Aufga-

ben – verstärkt in den Blick genommen werden. Möglichkeiten zur Unterstützung der 

Hochschulräte durch das Ministerium und aus den Hochschulen sollten wiederum sowohl 
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innerhalb des bestehenden rechtlichen Rahmens als auch im Hinblick auf eine Erweiterung 

dieses Rahmens geprüft werden. 

Der LRH hat das MKW um Mitteilung der Ergebnisse des Austauschs mit den Hochschulrä-

ten gebeten. Auch hat er um Mitteilung gebeten, welche Unterstützungsmöglichkeiten das 

MKW in Bezug auf die Hochschulräte sieht. Ferner hat er um Stellungnahme gebeten, ob 

und gegebenenfalls welche Rechtsänderungen das MKW insoweit befürwortet. 

Fazit 

Der LRH begrüßt, dass die geprüften Hochschulräte im Hinblick auf die festgestellten 

Mängel weitgehend Abhilfe zugesagt haben. Ferner begrüßt er, dass ein weiterer Hoch-

schulrat ein UzF eingerichtet hat und die übrigen Hochschulräte zugesagt haben, für aus-

reichende Regelungen für ihre UzF Sorge zu tragen. Der LRH hält an seiner Empfehlung 

fest, die Einrichtung eines UzF gesetzlich vorzuschreiben, und sieht auch im Übrigen das 

Erfordernis weiterer verbindlicher Regelungen für die Tätigkeit der Hochschulräte. Das be-

trifft namentlich den Themenkomplex „Interessenkonflikte/Befangenheit“, die Sicherstel-

lung der unverzüglichen Information des Hochschulrats über wichtige Ereignisse, die Mög-

lichkeit von Sitzungen des Hochschulrats in Abwesenheit des Rektorats und die 

Zusammenarbeit des Hochschulrats mit der Abschlussprüferin oder dem Abschlussprüfer. 

Darüber hinaus hält es der LRH weiterhin für geboten, zugleich über Regelungen zur Ent-

lastung der Hochschulräte nachzudenken. Der LRH begrüßt, dass das MKW weitere Optio-

nen zu Unterstützungsmöglichkeiten aus den Hochschulen prüfen und den Austausch mit 

den Hochschulräten über weitere Verbesserungen fortsetzen will. Er sieht einer Unterrich-

tung über die Ergebnisse dieses Austauschs entgegen. 

Das Prüfungsverfahren dauert an. 


